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Gemeinde Hörbranz

Gemeindevertretung
Hörbranz, am 23. September 2005
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P r o t o k o l l
Nr. 4 
über die am 14.09.2005 um 20.00 Uhr im Gemeindeamt Hörbranz stattgefundene öffentliche Gemeindevertretungssitzung, zu der alle Gemeindevertreter ordnungsgemäß eingeladen wurden.
Anwesend:
Bgm. Hehle Karl

Vizebgm. Hack Manuela 


Breier Merbod 


Ing. Boch Wolfgang 


Greiter Karin 


Berkmann Alfred 


Jochum Bernhard 


Hefel Ulrike 


Rauch Georg 


Paul Stefan 


Mag. (FH) Flatz Katrin 


Siebmacher Josef 


Hiebeler Günter 


Rauch Ulrike 


Ritsch Alwin 


Sinz Engelbert 


Vonbank Alois 


Ing. Einwallner Reinhold 


Galehr Reinhold 


Maier Ursula 


Lucny Franz 


Tuttner Brigitte 

Vertretungen:
Flatz Daniel für Dietmar Jeglic


Gutzelnig Christian für Christoph Hagen


Huber Rudolf für Veronika Matt


Köb Josef für Siegfried Biegger


Kohler Martin für  Franz Anton Zündel

Schriftführer:
Achberger Gerhard
	1.
	Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit


Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und die zahlreichen Zuhörenden, eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest. Zu der Einladung sind noch 2 weitere Punkte gem § 41 Abs 2 GG fristgerecht eingelangt und werden unter Tagesordnungspunkt 12 und 13 behandelt.
	2.
	Berichte des Bürgermeisters


Der Bürgermeister bringt verschiedene Beschlüsse der Gemeindevorstandssitzung am 8.9.2005 zur Kenntnis und beantwortet die dazu gestellten Fragen.

	3.
	Beratung und Beschlussfassung über den Antrag der Fa. Scheier zur Erweiterung der Tankstelle II bei der Krüzastraße und der Erhöhung der Zu- und Abfahrtsfrequenzen


Der Bürgermeister erläutert die aktuelle Situation rund um die an die BH beantragte Erweiterung der Scheier Tankstelle II und die Erhöhung der Zu- und Abfahrtsfrequenzen. Die Verhandlung wurde, wie bekannt, vertagt. Er verliest die schriftliche Stellungnahme vom 22.8.2005 der Gemeinde an die BH. Bis dato gibt es keinen neuen Verhandlungstermin, lt. seinen Aussagen soll die nächste Verhandlung in schriftlicher Form erfolgen. 

Anschließend verliest er seine persönliche Stellungnahme:

„Die Fa. Scheier hat im Jahre 2003 um die Errichtung einer Tankstelle mit einer täglichen Frequenz von 56 LKW angesucht. Auf der Basis dieser Angaben ist die baubehördliche und die gewerbebehördliche Genehmigung erfolgt. Der nunmehrige Antrag an die BH als zuständige Gewerbebehörde um eine Frequenzerhöhung auf täglich 250 LKWs stellt eine wesentliche Veränderung der Ausgangssituation dar. Dieses Ansuchen zeigt klar die Absicht der Fa. Scheier, den LKW-Transitverkehr von der Autobahn auf das niederrangige Verkehrsnetz umzuleiten. Die Verkehrssituation ist vollkommen unzumutbar für die direkt betroffenen Anrainer und unverantwortlich gegenüber den Bürgern des Leiblachtales. Eine Tankstelle für den überregionalen LKW-Verkehr gehört direkt an die Autobahn und nicht in das niederrangige Verkehrsnetz. Die möglichen Maßnahmen zur Verhinderung eines solchen unzumutbaren Zustandes durch die Gemeinde als Baubehörde ergeben sich aus dem Bau- und Raumplanungsgesetz. Beide Gesetze sind Landesgesetze. Ein Antrag auf Genehmigung der Frequenzerhöhung an die Gemeinde als Baubehörde erfolgte bisher nicht. Die Gemeinde vertritt jedoch die Ansicht, dass eine derartige Betriebserweiterung auch einer baubehördlichen und raumplanerischen Überprüfung unterliegen muss. Mit Nachdruck wenden wir uns gegen jede Erhöhung der Fahrzeugfrequenz. Als Baubehörde wird die Gemeinde alle durch den Landesgesetzgeber zur Verfügung stehenden Mittel in Anspruch nehmen, um den rechtmäßigen Zustand in dieser Angelegenheit herbeizuführen und durchzusetzen.“

GV Einwallner hebt das Engagement der Bürger in dieser Sache hervor. Er wünscht sich ein offenes und bürgerfreundliches Verfahren und lehnt eine schriftliche Verhandlung ab. Er hat von seinem Recht der Akteneinsicht Gebrauch gemacht und zitiert eine Stellungnahme des damaligen Bürgermeisters Helmut Reichart und eine Stellungnahme aus einem Bauausschussprotokoll vom 21.9.2004. Er fordert die Exekution des 3,5to Fahrverbotes im Leiblachtal und die Kontrolle der Auflagen gem. Betriebsanlagengenehmigung. Ebenfalls wird ein Verbot des Betreibens von Kühlaggregaten zu bestimmten Zeiten gefordert. Er hinterfragt die Abtretung und die Bebauung des Weges GST-NR 2727/2.

Der Bürgermeister erläutert die Abtretung des Weges. Die Flächen wurden als Ablöse (flächengleicher Tausch) für die Gehsteigerstellung bei der Ziegelbach- und Krüzastraße benötigt. Die Exekution des Fahrverbotes für LKWs über 3,5 to wurde bereits bei der BH urgiert. Dieser Brief an die BH wird verlesen. Bis dato liegt dazu noch keine Stellungnahme der BH vor. Der Bürgermeister betont nochmals, dass seines Erachtens die Fa. Scheier aufgrund der Frequenzen ohne gültigen Baubescheid handelt. 

GR Siebmacher schließt sich im Wesentlichen den Ausführungen von GV Einwallner an. Er beschreibt nochmals das Zustandekommen des Standortes Scheier II vom Umkehrplatz zur Tankstelle. Neben den erwähnten Forderungen plädiert er auf die Einschränkung der Betriebszeiten während der Nacht, die Einschaltung eines unabhängigen Verkehrsgutachters, sowie die Erstellung eines Nutzungskonzeptes für das Gebiet rund um die Krüzastraße. 

GV Breier berichtet über die Bauausschusssitzungen und betont, dass die Baubehörde nur die beantragten Bauwerke beurteilen kann. Im Gewerbeverfahren hat die Gemeinde nur Anhörungsrecht. 

In der abschließenden Abstimmung werden folgende Maßnahmen einstimmig gefordert:

· Die Gemeindevertretung stellt sich gegen jede Arte der Erweiterung der Betriebsanlage und der Verkehrsfrequenzen bei den Scheier Tankstellen.

· Beschilderung (Ausfahrt auf der Abfahrt Hörbranz vom Pfändertunnel kommend) bzw. Exekution des 3,5 to Verbotes für LKWs für beide Autobahnabfahrten 

· keine schriftliche Verhandlung über den erwähnten Antrag  der Fa. Scheier

· Betriebszeiteneinschränkung

· Kühlaggregateverbot

	4.
	Projektpräsentation der möglichen Erweiterung des Bauhofes


Günther Leithe, Leiter des Bauhofes Hörbranz stellt anhand einer Powerpointpräsentation die Fakten, Probleme und Lösungsmöglichkeiten zur Abfallentsorgung in der Gemeinde vor. Dieser Punkt wurde auch in der letzten Umweltausschusssitzung behandelt.

Derzeit bietet die Gemeinde 7 dezentrale Müllsammelstellen in verschiedenen Ortsteilen an. Einige Sammelstellen wurden in der Vergangenheit wegen Lärm und starker Verschmutzung aufgelöst. 

Die Gesamtmenge an Müll  incl. Abgabe beim Bauhof beträgt 272m³/Woche (excl. Rest-, Plastik- und Biomüll), Tendenz steigend. Aufgrund der starken Verschmutzungen bei den Sammelstellen fallen sehr hohe Reinigungskosten (ca. € 24.000,--/Jahr) an. Die ca. Container müssen aufgrund des Zustandes demnächst ausgetauscht werden. Herr Leithe bringt weitere Punkte über die derzeitige Problematik bei der Müllentsorgung vor. (E-Schrott Entsorgung, Problemstoffe, keine Überdachungsmöglichkeit, hoher Personalaufwand, etc.)

Als möglicher Lösungsansatz wird von ihm eine zentrale Abgabestelle beim Bauhof gesehen. Dadurch könnten neue Trennmöglichkeiten geschaffen werden, die Entsorgung könnte zentral koordiniert und auch kontrolliert (gesetzeskonforme Sammlung) werden. Der dezentral gelagerte Müll würde aus dem Ortsbild größtenteils „verschwinden“. Die Müllabgabe beim Bauhof könnte durch Erweiterung der Öffnungszeiten wesentlich bürgerfreundlicher gestaltet werden, die Arbeitsabläufe für die eigentlichen Bauhoftätigkeiten könnten optimiert werden. Ebenfalls könnten die Entsorgungskosten gesenkt werden. Es gibt bereits positive Erfahrungen aus anderen Gemeinden (Langen, Schruns, etc.)

Um den Erfordernissen einer zentralen Lösung zu entsprechen, müsste der derzeitige Bauhof erweitert werden. Auf Basis eines Rohentwurfes (Plan Architekt Walser) wird eine mögliche 
Erweiterung präsentiert. Die Baukosten für ein solches Projekt belaufen sich lt. Auskunft des Bürgermeisters auf ca. netto € 1,8 Mio., diese hängen im Wesentlichen von der Größe der möglichen Erweiterung ab. Er erläutert die einzelnen Kostenfaktoren. 

In der anschließenden Diskussion wird klargestellt, dass man sich schon vor Jahren zu einer zentralen Sammelstelle bekannt hat und diese Meinung immer noch aktuell ist. Allerdings werden die Erweiterungskosten als sehr hoch gesehen. In der mittelfristigen Finanzplanung ist die Bauhoferweiterung nicht in dieser Größenordnung angesetzt. Es sollen noch verschiedene alternative Möglichkeiten ausgearbeitet werden (kleinere Dimensionen, etappenweiser Ausbau, Planungs- und Ausschreibungsmöglichkeiten, usw.). Ebenfalls müssten die Abgabezeiten erweitert werden, und die Bevölkerung entsprechend informiert werden. Die Verkehrsproblematik in diesem dicht besiedelten Gebiet darf auch nicht außer Acht gelassen werden.

	5.
	Beschlussfassung von Umwidmungsanträgen (2. Beschlussfassung)


Es wird der Antrag gestellt, dass der Tagesordnungspunkt 11 auf den TOP 5 vorgelegt wird, damit die anwesenden Zuhörer die Abstimmung mitverfolgen können. Dieser Antrag wird einstimmig befürwortet. 
Zur 2. Beschlussfassung von Umwidmungsanträgen liegen 4 Anträge vor. In der Auflagefrist sind keine Stellungnahmen und Einwände eingelangt. 

12/2005 

Schromm Roswitha

GST-NR 212/1, Teilfläche ca. 300m²,von Freifläche Landwirtschaft [FL] in 

Baufläche Wohngebiet [BW]
und ca. 305m² von Baufläche Mischgebiet [BM] in Baufläche Wohngebiet [BW] 

Dieser Umwidmung wird einstimmig zugestimmt. 

13/2005 

von Amts wegen

GST-NR 2353/1, 2353/13, ca. 1135 m²,
von Freifläche Landwirtschaft [FL] in Baufläche Wohngebiet [BW]

Dieser Umwidmung wird einstimmig zugestimmt. 

14/2005 

Land Vorarlberg, GST-NR 942/5, ca. 290 m²,
von FS Sondergebiet  [Umspannwerk] in FS Sondergebiet  [ FS Streugut- Silo]

Der Bürgermeister erläutert die Situierung eines Salzsilos für die Streusalzversorgung der Gemeinden im Leiblachtal und beantwortet die gestellten Fragen. Nach der Diskussion wird diesem Umwidmungsantrag mit 18:9 Stimmen zugestimmt. 

16/2005 

Walter Ehrenreich 

GST-NR 2076/2 sowie Teilflächen GST-NR 2074, 2075, 2078, ca. 1.730 m², von Freifläche Landwirtschaft [FL] in Baufläche Wohngebiet [BW] (ca. 635m²) und Baumischgebiet [BM] (ca. 1.095m²)
Dieser Umwidmung wird einstimmig zugestimmt. 

	6.
	Beratung über die Anschaffung eines neuen Tanklöschfahrzeuges für die Feuerwehr


Die Feuerwehr Hörbranz hat einen Antrag um Anschaffung eines neuen Tanklöschfahrzeuges gestellt, welcher jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht wurde. Dieser Punkt wurde auf der Vorstandssitzung am 14.7.2005 behandelt. Der Bürgermeister verliest den Protokollauszug zu diesem Thema. 

Verschiedene Gemeindevertreter nehmen zu diesem Punkt Stellung. Es wird über die Sinnhaftigkeit einer solchen Anschaffung diskutiert, bzw. wann gegebenenfalls ein solches Tanklöschfahrzeug budgetiert und angeschafft werden soll. 

Die Feuerwehr veranstaltete am 9.9.2005 ein Info-Gespräch, zu der alle Gemeindevertreter eingeladen wurden. Hier wurde vereinbart, dass die Feuerwehr der Gemeinde eine mittelfristige Bedarfsplanung vorlegen soll. Es wird einstimmig vereinbart, dass nach Vorliegen dieser Bedarfsplanung noch einmal dieser Punkt in der Gemeindevertretung diskutiert wird. 

	7.
	Beschlussfassung der Belagsgestaltung des Kirchweges (lt. GV Sitzung vom 6.7.2005; Allfälliges)


Die Stellungnahme des Straßenausschusses wurde jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht. In Dieser wurde mehrheitlich empfohlen, den Kirchweg nicht zu asphaltieren. 

Mit 20:7 Stimmen wird die Asphaltierung des Kirchweges abgelehnt. 

	8.
	Beschlussfassung von Übernahmen von Straßen in das öffentliche Gut


Die Anträge und Übersichtspläne wurden jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht. Folgende Anträge werden behandelt:

a) Ruggburgstraße; Teilstück Hane-Jochum

Diesem Antrag wird mit 26:1 Stimmen zugestimmt.

b) Ruggburgstraße; Teilstück Agrargemeinschaft Fraktion Backenreute

Diesem Antrag wird einstimmig zugestimmt.

	9.
	Beschlussfassung einer Verordnung "Verbot des Betriebes von Modellflugzeugen und Modellhubschraubern mit Verbrennungsmotor im ganzen Gemeindegebiet"


Der Bürgermeister berichtet, dass die Beschwerden über Lärmbelästigung, insbesondere im Bereich Sportplatz, stark zugenommen haben. Anfragen zur Situation in anderen Gemeinden bzw. zur Exekution von ortspolizeilichen Verordnungen werden beantwortet. Nach der anschließenden Diskussion wird die Beschlussfassung dieser Verordnung mit 21:6 Stimmen abgelehnt. 

	10.
	Genehmigung  der Abschreibung von Vermögensverlusten des Wohnbaufonds für das Land Vorarlberg für die Jahre 2003 und 2004 - Verrechnung mit den Forderungen des Landes und der Gemeinde


Der im Schreiben des Amtes der Vorarlberger Landesregierung vom 26.08.2005, Zl. IIId-206/1, angeführten Abschreibung von Vermögensverlusten des Wohnbaufonds für die Jahre 2003 und 2004 in Höhe von €183.597,30 (Anteil der Gemeinde Hörbranz) wird einstimmig zugestimmt.

	11.
	Beratung und Beschlussfassung über den Ankauf von Liegenschaften beim ehemaligen Zollamt Unterhochsteg


Das Angebot und ein Übersichtsplan für den möglichen Erwerb von verschiedenen Flächen beim ehemaligen Zollamt Unterhochsteg wurden jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht.

Der Bürgermeister präsentiert anhand einer Overhead-Folie einen Planungsentwurf über eine mögliche zukünftige Nutzung. In Zusammenarbeit mit dem Land würde die L 190 im Grenzbereich zurückgebaut werden, um die Sicherheit für die Fußgänger und Radfahrer zu gewährleisten. Das Inselgebäude müsste abgerissen werden. Zwischen L190 und der Leiblach ist ein bewirtschafteter Parkplatz vorgesehen und östl. daneben könnte ein Betriebsgebäude situiert werden.  Der Radweg wird direkt entlang der Leiblach geführt. Um diese Pläne realisieren zu können, müssen die betroffenen Flächen von der BIG erworben werden. 

Der Plan wird vom Gremium positiv bewertet. Verschiedene Details müssen noch eingearbeitet werden. 

Es wird mit 25:2 Stimmen dem Kauf der Flächen, gesamt ca. 1.052m², um € 130.000,-- zugestimmt. 

Der Bürgermeister erwähnt, dass der Kauf direkt über die BIG und nicht über das Realbüro Hagen als Makler abgewickelt wird. 

	12.
	Behandlung des Antrages der SPÖ um Abhaltung einer Landwirtschaftsausschusssitzung


Hierzu wird bekannt gegeben, dass eine Sitzung des Landwirtschaftsausschusses auf Mittwoch, den 12.10.2005, terminisiert ist. Der Antrag wird daher zurückgezogen. 
	13.
	Behandlung des Antrages der SPÖ auf Errichtung einer ambulante Dialysestation im Dachgeschoß des Sozialzentrums


Galehr Reinhold erläutert den Antrag. Lt. seinen Aussagen gibt es derzeit in Hörbranz 6 Dialysepatienten. Die Dialyse wird größtenteils in Feldkirch abgewickelt, da in Bregenz die Kapazitäten ausgeschöpft sind. GR Galehr schlägt die Einrichtung von bis zu 3 Betten zur ambulanten Dialysebehandlung im Dachgeschoß des Altersheimes vor. Er sieht dadurch eine weitere Aufwertung des Sozialzentrums und der medizinischen Betreuung im Leiblachtal. 

In der anschließenden Diskussion wird erwähnt, dass für eine Entscheidungsfindung verschiedene Fachmeinungen eingeholt werden müssen. Als Grundlage muss auch eine Kostenschätzung vorliegen. Diese Informationen sollen dann im zuständigen Sanitätsausschuss behandelt werden.

Der Antrag wird einstimmig an den Sanitätsausschuss zurückgestellt.

	14.
	Protokollgenehmigung Nr. 3


Einstimmig wird das Protokoll Nr. 3, TOP 7, Abs J wie folgt abgeändert: „Dieser Antrag wurde von der Gemeindevertretung abgelehnt.“
	15.
	Allfälliges


Eine Anfrage zum Wochenmarkt bzgl. Besucherfrequenz, Kosten, Anzahl Stände, Einbindung des Markt- und Dorfplatzausschuss, etc., wird von GR Galehr beantwortet. Eine Kostenaufstellung wird dem Gemeindevorstand zur Verfügung gestellt. 

In diesem Zusammenhang wird erwähnt, dass am 23.9.2005 der Herbstmarkt stattfindet. 

Eine Anfrage zur Prüfungsmöglichkeit der Musikschule und der Stundenbelegung durch auswärtige Schüler wird beantwortet. 

Es wird angeregt, die 40km/h Beschilderung im Dorf zu erweitern. Dies soll im Straßenausschuss behandelt werden. 

Eine Anfrage zur Bepflanzung der Alpenländischen Bettfedernfabrik wird zur Kenntnis gebracht. 
Ende der Sitzung: 23:30 Uhr
Der Schriftführer:
Der Bürgermeister:

Gerhard Achberger MERGEFIELD "sisf" 
Bgm Karl Hehle
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